
Synopse: Durchführung der EU-Kurzzeitvermietungsverordnung (2024/1028) 
 

Im Mai 2024 trat die geltende Verordnung (EU) 2024/1028 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 

April 2024 über die Erhebung und den Austausch von Daten im Zusammenhang mit Dienstleistungen der 

kurzfristigen Vermietung von Unterkünften und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1724 (nachfolgend EU-VO) 

in Kraft. Sie soll den Informationsfluss zwischen Home-Sharing-Plattformen und Behörden verbessern, um 

Kurzzeitvermietungen gezielter zu regulieren. Die EU-VO ist in den Mitgliedstaaten ab dem  20. Mai 2026 

anwendbar.  

 

Da es sich um eine EU-Verordnung und keine Richtlinie handelt, gilt diese unmittelbar und einheitlich in allen 

EU-Mitgliedsstaaten und muss daher nicht zwingend in nationales Recht umgesetzt werden. Allerdings müssen in 

Deutschland einige regulatorische Voraussetzungen geschaffen werden, um die EU-VO voll anwenden zu können.  

Zu diesem Zweck soll die Benennung der Bundesnetzagentur als einheitliche digitale Zugangsstelle im 

Digitale-Dienste-Gesetz (DDG) festgeschrieben und Kompetenzen der Bundesländer der Bundesnetzagentur 

übertragen werden. Dabei handelt es sich um Durchsetzungskompetenzen des Artikels 20 Absatz 2 der Richtlinie 

2006/123/EG (Nicht-Diskriminierung von Dienstleistungsempfängern aufgrund von Staatsangehörigkeit oder 

Wohnsitz), die bisher bei den Ländern lag und nun auf die Bundesnetzagentur übertragen werden muss.  

 

Dies geschieht durch Änderungen des DDG, des Telekommunikationsgesetzes (TKG) und der Verordnung über 

Informationspflichten für Dienstleistungserbringer (DL-InfoV). Die Änderungen sind  in einem Referentenentwurf 

des Kurzzeitvermietung-Datenaustausch-Gesetz (KDVG) des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 

festgehalten. Ein erster Entwurf erschien im November 2024, aufgrund des Regierungswechsels wurde ein zweiter 

Entwurf mit minimalen Änderungen im September 2025 veröffentlicht. Das Gesetz plant eine zentrale digitale 

Zugangsstelle bei der Bundesnetzagentur, über die touristische Online-Plattformen Buchungsdaten für Unterkünfte 

übermitteln. Landes- und Kommunalbehörden erhalten so Zugriff auf relevante Daten, um Kurzzeitvermietung 

zielgerichtet und verhältnismäßig zu regulieren und bestehende Vorschriften besser durchzusetzen.  

Voraussetzung ist, dass die Länder digitale Registrierungssysteme im Einklang mit der EU-VO  betreiben – aktuell 

haben nur Hamburg und Nordrhein-Westfalen digitale Systeme. Selbst diese entsprechen aber nicht allen 

Anforderungen der neuen EU-Verordnung und werden daher in Vorbereitung auf Mai 2026 anzupassen sein. 

Papierbasierte Registrierungssysteme gibt es in Berlin und Baden-Württemberg und müssen digitalisiert und an die 

europäischen Vorgaben angepasst werden. Eine weitere Voraussetzung der wirksamen Anwendbarkeit der EU-VO 

ist darüber hinaus, dass die lokalen Regelungen, die mittels der Registrierungssysteme umgesetzt werden, ebenfalls 

im Einklang mit EU-Recht stehen. Hieran bestehen bei den aktuellen Regelungen der Länder erhebliche Zweifel. 

Das KDVG steht auf der Kabinett-Zeitplanung (Stand: 25. September 2025) für den 5. November 2025.  

Im Folgenden wird der Referentenentwurf des KVDG mit den Inhalten der EU-VO verglichen. Die rechte Spalte 

enthält die Positionen von Airbnb zur praktikablen und effizienten Durchführung der EU-VO in Deutschland.  

Die drei wichtigsten Hinweise zusammengefasst:  

1.​ Vereinheitlichte Registrierungsverfahren: Der Referentenentwurf überträgt die Verantwortung für die 
Registrierungsverfahren den Ländern, ohne den in der EU-Verordnung geforderten “gemeinsamen Ansatz” 
für Registrierung zu verankern. Dies birgt das Risiko einer technischen und operativen Fragmentierung.  
Wir befürworten eine einheitliche und verbindliche Vorgabe des Bundes für ein einheitliches, 
länderübergreifendes Online- Registrierungsverfahren mit einem einheitlichen Format für die 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401028
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/entwurf-eines-gesetzes-zum-datenaustausch-bei-kurzzeitvermietungen-sowie-zur-durchsetzung-von-diskriminierungsverboten-der-europaeischen-union.html


Registrierungsnummer . Dies ist die grundlegende Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung der 
EU-VO und kommt dem Ziel der Digitalisierung und Entbürokratisierung entgegen. Sowohl Behörden als 
auch die Wirtschaft und betroffene Bürger:innen profitieren von einem einheitlichen digitalen Standard 
für Registrierung.  

2.​ Einklang mit EU-Recht: Nationale und lokale Vorschriften müssen im Einklang mit EU-Recht stehen, 
andernfalls dürfen Plattformdaten nicht verwendet werden. Der aktuelle KDVG-Entwurf sieht jedoch keine 
Prüfung dieser Anforderungen vor, obwohl viele Landesregelungen die Vorgaben nicht erfüllen. Daher 
sollte der Gesetzentwurf klarstellen, dass neue und bestehende lokale Regelungen auf ihre Vereinbarkeit 
mit EU-Vorgaben überprüft werden müssen, bevor sie angewendet werden. 

3.​ Überwachung der Umsetzung: Im aktuellen Gesetzentwurf fehlt die Umsetzung der EU-Vorgabe, eine 
Behörde zur Überwachung der Verordnung zu benennen. Diese Aufgabe sollte im DDG ergänzt werden. 
Wir empfehlen die Benennung der Bundesnetzagentur oder ihrer Koordinierungsstelle für digitale Dienste, 
da diese auch die Datenanfragen der Länder-Behörden bedienen und eine Übermittlung der Daten an 
EU-Rechtskonformität gebunden ist.   

 
 

RefE KVDG September 2025 
 

Verordnung (EU) 2024/1028  Stellungnahme Airbnb 

Artikel 1 
Änderungen des DDG 
 
Satz 1 
 
a) 
- Aufnahme der Regelungen der 
Verordnung (EU) 2024/1028 und 
der Verordnung (EU) 2018/302 in 
den Anwendungsbereich des 
DDG: 
 
„Abweichend von Satz 1 gelten 
 
1. die Vorschriften dieses Gesetzes 
zur Durchsetzung der Verordnung 
(EU) 2019/1150 in der Fassung 
vom 20. Juni 2019; 
 
2. die Vorschriften dieses Gesetzes 
zur Durchsetzung der Verordnung 
(EU) 2024/1028 in der Fassung 
vom 11. April 2024; 
 
3. die Vorschriften dieses Gesetzes 
zur Durchsetzung der Verordnung 
(EU) 2018/302 in der Fassung vom 
28. Februar 2018; 
 
4. die Vorschriften dieses Gesetzes 
zur Durchsetzung des Verbots 
nach § 22c Absatz 2.“ 
 
b) 

Vgl. Erwägungsgründe: 
 
(10) Damit die zuständigen 
Behörden die benötigten 
Informationen und Daten 
erhalten, ohne die 
Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften und Gastgeber 
unverhältnismäßig zu belasten, 
muss ein gemeinsamer Ansatz für 
Registrierungsverfahren in den 
Mitgliedstaaten festgelegt 
werden, der auf 
Basisinformationen beschränkt 
ist, die die genaue Identifizierung 
der Einheit und des Gastgebers 
ermöglichen. (…) 
 
(24) Um semantische und 
technische Hindernisse für den 
Datenaustausch zu beseitigen und 
wirksamere und effizientere 
Verwaltungsverfahren zu 
gewährleisten, sollte für eine 
Angleichung zwischen den 
verschiedenen Registern in einem 
Mitgliedstaat sowie für ihre 
Interoperabilität mit der 
einheitlichen digitalen 
Zugangsstelle gesorgt werden. Die 
Stellen, die mit der Schaffung 
einer einheitlichen digitalen 
Zugangsstelle auf nationaler 

Vereinheitlichung 
Registrierungsverfahren 
 
Der Referentenentwurf 
überantwortet in § 1 Abs. 2 Satz 3 
DDG n.F. und Begründung, S. 25 
den Vollzug der Verordnung 
bezogen auf das 
Registrierungsverfahren den 
Ländern. Die EU-VO gibt allerdings 
in Erwägungsgrund (10) vor, dass 
die Mitgliedsstaaten einem 
“gemeinsamen Ansatz” für die 
Registrierung nachkommen 
müssen, der gewissen Standards 
entspricht. In Artikel 4 der EU-VO 
unter “Registrierungsverfahren” 
sind diese Standards näher 
aufgeführt. Wir vermissen im 
Entwurf, dass der Bund die 
Zielsetzung eines gemeinsamen 
Ansatzes entsprechend der EU-VO 
aufgreift und bekräftigt, dass eine 
Umsetzung allen Bundesländern, 
die ein Registrierungssystem 
einführen wollen, koordiniert und 
“gemeinsam” erfolgen soll. Wir 
sehen ein hohes Risiko für 
Fragmentierung sowohl 
technischer als auch operativer 
Art, wenn alle betroffenen 
Bundesländer den 
“gemeinsamen” Ansatz ohne 
steuernde Unterstützung durch 



- Landesrecht ist maßgeblich für 
Regulierung von 
Kurzzeitvermietung: 
 
„Soweit in diesem Gesetz oder im 
Recht der Europäischen Union 
nichts anderes bestimmt ist, 
ergeben sich die folgenden 
Anforderungen aus Landesrecht: 
 
1. die formellen und materiellen 
Anforderungen an den Zugang zu 
Dienstleistungen der kurzfristigen 
Vermietung von Unterkünften 
durch Gastgeber und 
 
2. die formellen und materiellen 
Anforderungen an die Erbringung 
von Dienstleistungen der 
kurzfristigen Vermietung von 
Unterkünften durch Gastgeber.“ 
 
c): „Soweit in § 31 Absatz 3 nichts 
anderes bestimmt ist, trifft dieses 
Gesetz weder Regelungen im 
Bereich des internationalen 
Privatrechts noch regelt es die 
Zuständigkeit der Gerichte.“ 
 
d) 
- Definitionen „Gruppe“, 
„Dienstleistungserbringer“ und 
„Dienstleistung“: 
 
„17. „Gruppe“ die Gesamtheit 
eines Mutterunternehmens und 
seiner Tochterunternehmen sowie 
aller anderen mit dem 
Mutterunternehmen und seinen 
Tochterunternehmen 
wirtschaftlich und rechtlich 
verbundenen Unternehmen; 
 
18. „Dienstleistungserbringer“ 
jede natürliche Person nach 
Artikel 4 Nummer 2 der Richtlinie 
2006/123/EG; 
 
19. „Dienstleistung“ jede 
selbständige Tätigkeit nach Artikel 
4 Nummer 1 der Richtlinie 
2006/123/EG.“ 

Ebene befasst sind, und die 
Kommission sollten die 
Umsetzung auf nationaler Ebene 
und die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten 
erleichtern. 

den Bund verantworten müssen. 
Dies wäre wegen des klaren 
Verstoßes gegen die EU-VO, die 
nach den klaren Ausführungen in 
den Erwägungsgründen eine 
einheitliche Praxis verlangt, auch 
europarechtswidrig. Ein 
erfolgreicher Datenaustausch 
über die Bundesnetzagentur greift 
nur, wenn auch erfolgreich 
Registrierungsverfahren im 
Einklang mit den Vorgaben von 
Artikel 4 umgesetzt werden. Das 
technische Zusammenspiel mit 
der Schnittstelle der 
Bundesnetzagentur für diese 
Buchungsdaten ist ein hoch 
komplexes Unterfangen. Der Bund 
sollte daran auch insoweit ein 
Interesse haben, als die 
regionalen Systeme mit der 
zentralen Zugangsstelle möglichst 
reibungslos kommunizieren und 
den Vorgaben aus Artikel 4 
entsprechen müssen. Dies wird 
erheblich erleichtert, wenn die 
Systeme (nicht nur technisch) 
einheitlich ausgestaltet sind und 
das Datenformat gleich ist. Auch 
harmonisierte und ausreichende 
Fristen bei der Einrichtung neuer 
Registrierungsverfahren wären 
hilfreich für die reibungslose und 
ordnungsgemäße Erfüllung. 
 
Klarstellung Datenverwendung 
 
Wir regen an, dass der Bund im 
KVDG die Datenschutzvorgaben 
des Artikel 5 Absatz 5 und des 
Artikel 12 Absatz 2 der 
EU-Verordnung 2024/1028 
hervorhebt. Es sollte in Artikel 1 
Nr. 1 c), nach § 1 Abs. 2 Satz 3 
DDG neue Fassung eine 
klarstellende Regelung 
aufgenommen werden 
(Formulierungsvorschlag): 
 
„Bei der Durchführung der 
Verordnung 2024/1028 haben die 
Länder insbesondere die 



 Datenschutzvorgaben des Artikel 5 
Absatz 5 und des Artikel 12 Absatz 
2 Verordnung 2024/1028 zu 
beachten.“ 
 
Dies würde unterstreichen, dass 
die Länder an diese Vorgaben zur 
Datenverwendung gebunden sind. 

Artikel 1 
Änderungen des DDG 
 
Satz 2 
 
„§22a Durchführung der 
Verordnung (EU) 2024/1028 
 
(1) Die einheitliche digitale 
Zugangsstelle nach Artikel 10 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2024/1028 in der Fassung vom 11. 
April 2024 wird bei der 
Bundesnetzagentur eingerichtet 
und betrieben. Die einheitliche 
digitale Zugangsstelle darf die von 
Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften bereitgestellten 
Tätigkeitsdaten, 
Registrierungsnummern sowie die 
genauen Anschriften der 
Einheiten und die URL der 
Angebote automatisch, 
vorübergehend und transient 
verarbeiten, soweit dies zwingend 
erforderlich ist, um den in Artikel 
12 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2024/1028 in der Fassung vom 11. 
April 2024 genannten Behörden 
Zugang zu den genannten Daten 
zu ermöglichen. 
 
 

Artikel 10 
Einrichtung und Funktionen 
einheitlicher digitaler 
Zugangsstellen 
 
(1) Hat ein Mitgliedstaat ein oder 
mehrere Registrierungsverfahren 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 
eingerichtet, so richtet er eine 
einheitliche digitale Zugangsstelle 
für den Empfang und die 
Weiterleitung von Tätigkeitsdaten, 
der genauen Anschrift der Einheit 
und der URL der Angebote ein, die 
von Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften gemäß Artikel 9 
übermittelt werden. Der 
Mitgliedstaat legt fest, welche 
Behörde für den Betrieb der 
einheitlichen digitalen 
Zugangsstelle zuständig ist. 
 
(2) Die in Absatz 1 genannte 
einheitliche digitale Zugangsstelle 
hat folgende Funktionen 
aufzuweisen: 
 
a) Bereitstellung einer 
technischen Schnittstelle für 
Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften, die sowohl die 
Maschine-zu-Maschine-Übermittl
ung als auch die manuelle 
Übermittlung von Tätigkeitsdaten, 
der 
entsprechenden 
Registrierungsnummer und der 
URL der Angebote ermöglicht, 
welche unter Verwendung einer 
Anwendungsprogrammierschnitts
telle (API) auf der Grundlage der 
von der Kommission festgelegten 

Kostenaufwand und einheitliches 
Online-Registrierungsverfahren 
 
Wir begrüßen die Einrichtung 
eines Single Data Entry Points 
durch die Bundesnetzagentur als 
verantwortliche Stelle. 
 
Diese wird, wie im 
Referentenentwurf beschrieben, 
die Aufwände für die 
Datenübermittlung verringern. 
Nichtsdestotrotz werden den 
Unternehmen zusätzliche Kosten 
entstehen: 
 
1. für die Aufbereitung und 
Übermittlung der gewünschten 
Daten 
 
2. durch die stichprobenartigen 
Kontrollen 
 
3. durch weitere Folgekosten für 
die Einrichtung eines Felds zur 
Darstellung und Eingabe der 
Registrierungsnummern. Dieses 
Feld muss für alle gewünschten 
Formate in D und der EU geeignet 
sein. 
 
4. durch Informationspflichten 
und -bedarfe, um Neu- und 
Bestandskunden über eine 
Registrierungspflicht und deren 
Bedingungen zu informieren und 
daraus resultierende 
Kundenanfragen zu beantworten. 
 
Aus 3. und 4. ergibt sich, dass ein 
einheitliches, 
länderübergreifendes Online- 
Registrierungsverfahren mit 
einem einheitlichen Format für 



technischen Anforderungen 
eingerichtet wird, um die 
Interoperabilität zu gewährleisten; 
 
b) Erleichterung von 
Stichprobenkontrollen durch 
Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften gemäß Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe c; 
 
c) Bereitstellung einer technischen 
Schnittstelle, über die die in 
Artikel 12 genannten zuständigen 
Behörden die von 
Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften übermittelten 
Tätigkeitsdaten, die 
entsprechende 
Registrierungsnummer, die 
genaue Anschrift der Einheit und 
die URL von Angeboten 
empfangen, ausschließlich für die 
in Artikel 12 Absatz 2 genannten 
Zwecke für die Einheiten in ihrem 
Hoheitsgebiet; 
 
d) Erleichterung des Austauschs 
der in Artikel 13 genannten 
Informationen. 
 
(3) Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass die in Absatz 1 
genannte einheitliche digitale 
Zugangsstelle folgende 
Funktionen aufweist: 
 
a) Interoperabilität mit den in 
Artikel 4 Absatz 5 genannten 
Registern; 
 
b) eine frei zugängliche und 
maschinenlesbare 
Online-Datenbank oder 
Online-Schnittstelle für die 
Kontrollen gemäß Artikel 7 Absatz 
1 Buchstabe c und für die 
Bewertung nach Artikel 8; 
 
c) die Möglichkeit, die von den 
Gastgebern gemäß Artikel 5 

die Registrierungsnummer diese 
Aufwände erheblich verringern 
würde. Auch die 
stichprobenartigen Kontrollen 
würden durch eine solche 
Harmonisierung erleichtert, da 
sich Abweichungen leichter 
erkennen lassen. Aus dieser 
Motivation der Harmonisierung 
heraus wird derzeit mit 
Unterstützung der EU-Kommission 
auch ein Prototyp für die 
Umsetzung der 
Single-Digital-Entry-Points 
entwickelt. 



bereitzustellenden Informationen 
oder Unterlagen 
weiterzuverwenden, wenn 
dieselben Informationen oder 
Unterlagen von mehreren 
Registern gemäß Artikel 4 Absatz 
5 innerhalb desselben 
Mitgliedstaats angefordert 
werden; 
 
d) Vertraulichkeit, Integrität und 
Sicherheit der Verarbeitung der 
von Online-Plattformen für die 
kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften gemäß Artikel 9 
übermittelten Tätigkeitsdaten und 
Registrierungsnummern, der 
genauen Anschriften der 
Einheiten sowie der URL der 
Angebote. 
 
(4) Mit der in Absatz 1 genannten 
einheitlichen digitalen 
Zugangsstelle ist die 
automatische, vorübergehende 
und transiente Verarbeitung 
personenbezogener Daten zu 
gewährleisten, die zwingend 
erforderlich ist, um den in Artikel 
12 genannten Behörden Zugang 
zu den von Online-Plattformen für 
die kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften bereitgestellten 
Tätigkeitsdaten, 
Registrierungsnummern sowie zur 
genauen Anschrift der Einheit und 
zu den URL der Angebote zu 
ermöglichen. 
 
(5) Die Kommission kann 
Durchführungsrechtsakte zur 
Festlegung gemeinsamer 
technischer Spezifikationen und 
Verfahren erlassen, um die 
Interoperabilität von Lösungen für 
die Funktionsweise der 
einheitlichen digitalen 
Zugangsstellen und den nahtlosen 
Datenaustausch, einschließlich 
gemeinsamer Spezifikationen zur 
Festlegung einer standardisierten 
Struktur der 



Registrierungsnummern, 
sicherzustellen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden 
gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren 
erlassen. 
 

Datenaustausch BNetzA 
-Länderbehörden 
 
(4) Die nach Landesrecht für die 
Registrierungsverfahren 
zuständigen Behörden erfassen je 
Einheit nach Artikel 3 Nummer 1 
der Verordnung (EU) 2024/1028 in 
der Fassung vom 11. April 2024 
 
1. die Gemeinde, in der die Einheit 
angesiedelt ist, sowie 
 
2. die Höchstzahl der 
Schlafgelegenheiten, über die die 
Einheit verfügt. 
 
(5) Die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden 
ermöglichen der einheitlichen 
digitalen Zugangsstelle über eine 
technische Schnittstelle den 
Zugang zu den gemäß Absatz 4 
erfassten Daten sowie zu der für 
die jeweilige Einheit erteilten 
Registrierungsnummer nach 
Artikel 3 Nummer 7 der 
Verordnung (EU) 2024/1028 in der 
Fassung vom 11. April 2024. Die 
einheitliche digitale Zugangsstelle 
ist befugt, die Daten nach Absatz 4 
und die Registrierungsnummer zu 
dem in Absatz 6 genannten Zweck 
bei den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden abzurufen. 
 
(6) Die einheitliche digitale 
Zugangsstelle stellt den 
Statistischen Ämtern des Bundes 
und derjenigen Länder, die 
Registrierungsverfahren nach 
Artikel 3 Nummer 8 der 
Verordnung (EU) 2024/1028 in der 
Fassung vom 11. April 2024 
eingeführt haben, sowie Eurostat 

Artikel 12 
Datenzugang 
 
(1) Die Mitgliedstaaten erstellen 
eine Liste der zuständigen 
Behörden, die für Gebiete 
zuständig sind, für die ein 
Registrierungsverfahren gemäß 
Artikel 4 gilt. 
 
(2) Zugang zu den gemäß Artikel 9 
übermittelten Informationen wird 
der zuständigen Behörde nur 
gewährt, wenn der Zweck der 
Verarbeitung in einem der 
folgendem besteht: 
 
a) Überwachung der Einhaltung 
der Registrierungsverfahren 
gemäß Artikel 4; 
 
b) Umsetzung und Gewährleistung 
der Einhaltung der Bestimmungen 
für den Zugang zu und die 
Erbringung von 
Dienstleistungen der kurzfristigen 
Vermietung von Unterkünften im 
Einklang mit dem Unionsrecht. 
 
(3) Die gemäß Absatz 1 
aufgeführten zuständigen 
Behörden bewahren die 
Tätigkeitsdaten auf eine sichere 
Weise so lange auf, wie dies für 
die in Absatz 2 genannten Zwecke 
erforderlich ist, jedoch nicht 
länger als 18 Monate nach ihrem 
Eingang. Diese zuständigen 
Behörden können im Einklang mit 
den Rechtsvorschriften des 
betreffenden Mitgliedstaats 
Tätigkeitsdaten ohne solche 
Daten, mit denen einzelne 
Einheiten oder Gastgeber 
identifiziert werden können, 

Rechtmäßige, verhältnismäßige, 
evidenzbasierte Regulierung 
 
Die EU-VO soll nicht nur für mehr 
Transparenz sorgen, sondern hat 
auch das Ziel, unverhältnismäßige 
Regulierungen von 
Kurzzeitvermietungen, die 
Marktteilnehmer regional 
behindern und ggf. den 
Wettbewerb verzerren, zu 
verhindern. Artikel 6 Satz (2) der 
EU-VO führt aus, dass zusätzliche 
nationale, regionale oder lokale 
Vorschriften nichtdiskriminierend 
und verhältnismäßig und mit dem 
Unionsrecht in Einklang sein 
sollen. Weiter ergibt sich aus Art. 
12 (2) der EU-VO, dass die seitens 
der Plattformen geteilten Daten 
nur dann mit den zuständigen 
Stellen geteilt werden dürfen, 
wenn die lokalen Regelungen im 
Einklang mit dem Unionsrecht 
stehen. Das KVDG sieht keine 
entsprechende Prüfung vor, ob 
eine Regulierung diesen Kriterien 
widerspricht. Dies ist besonders 
bedenklich, da die aktuellen 
Regelungen in den Bundesländern 
nicht diese Voraussetzungen 
erfüllen. 
 
Der Gesetzentwurf sollte um 
einen Verweis ergänzt werden, 
dass die lokalen Regelungen zur 
Einschränkung der 
Kurzzeitvermietung im Einklang 
mit dem europäischen 
Rechtsrahmen stehen müssen. In 
Erwägungsgrund 4 der EU-VO 
heißt es: „Die Verfügbarkeit von 
verlässlichen Daten auf 
einheitlicher Grundlage sollte die 
Mitgliedstaaten beim Erarbeiten 



monatlich die in Artikel 12 Absatz 
4 der Verordnung (EU) 2024/1028 
in der Fassung vom 11. April 2024 
genannten Daten automatisiert 
über eine technische Schnittstelle 
bereit.“ 
 

einschließlich 
Registrierungsnummern und URL 
der Angebote und einschlägiger 
Informationen, die gemäß Artikel 
5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i bis 
iv übermittelt wurden, 
austauschen, insbesondere mit: 
 
a) Behörden, die mit der 
Entwicklung von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den 
Zugang zu und die Erbringung von 
Dienstleistungen der kurzfristigen 
Vermietung von Unterkünften 
beauftragt sind; 
 
b) Einrichtungen oder Personen, 
die wissenschaftliche Forschung, 
Analysetätigkeiten oder die 
Entwicklung neuer 
Geschäftsmodelle durchführen, 
sofern dies für die Zwecke dieser 
Tätigkeiten erforderlich ist. 
 
Ungeachtet dessen können die 
betreffenden zuständigen 
Behörden die in Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffern i bis iv 
genannten Informationen im 
Einklang mit den 
Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats und vorbehaltlich 
angemessener 
Datenschutzgarantien, 
einschließlich — soweit 
anwendbar — Artikel 6 Absatz 4 
der Verordnung (EU) 2016/679, an 
die unter Buchstabe a genannten 
Behörden weitergeben. 
 
(4) Die Mitgliedstaaten benennen 
die nationale Stelle, die dafür 
verantwortlich ist, für jede Einheit 
die gemäß den Artikeln 5 und 9 
erhaltenen Tätigkeitsdaten und 
Registrierungsnummern, die 
Gemeinde, in der die Einheit 
angesiedelt ist, und die Höchstzahl 
der verfügbaren 
Schlafgelegenheiten, über die die 
Einheit verfügt, monatlich den 
nationalen — und gegebenenfalls 

von Maßnahmen und Vorschriften 
im Einklang mit dem Unionsrecht 
unterstützen. Tatsächlich müssen 
die Mitgliedstaaten, wie in der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs 
klargestellt, etwaige 
Marktzugangsbeschränkungen für 
Gastgeber auf der Grundlage von 
Daten und Beweisen 
rechtfertigen.“ Wie der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) 
bestätigt hat (EuGH C-724/18 und 
C-727/18 - Cali Apartments), 
fallen gewerblich oder privat 
ausgeübte Tätigkeiten der 
regelmäßigen Kurzzeitvermietung 
von möblierten Wohnungen an 
Personen, die sich lediglich 
vorübergehend in der 
betreffenden Gemeinde 
aufhalten, ohne dort einen 
Wohnsitz zu begründen, in den 
Anwendungsbereich der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie. 
Danach müssen Beschränkungen 
verhältnismäßig und durch einen 
nachweisbaren, zwingenden 
Grund des Allgemeininteresses 
gerechtfertigt sein. Das heißt, dass 
‒ über den erforderlichen 
Nachweis des konkreten 
Wohnraummangels hinaus ‒ neue 
Regeln zur Begrenzung der 
Kurzzeitvermietung nur eingeführt 
werden sollten, wenn und wo 
negative Auswirkungen 
bestimmter Formen der 
Kurzzeitvermietung nachgewiesen 
worden sind. Auch die 
bestehenden Regelungen sollten 
anlässlich der neuen EU-VO einer 
solchen Prüfung unterzogen und 
gegebenenfalls angepasst werden. 
Es ist insoweit die Rechtsprechung 
des EuGH, wonach z.B. ein 
Genehmigungserfordernis für die 
kurzfristige Vermietung von selbst 
bewohntem Wohnraum mangels 
negativen Einflusses auf den 
Wohnungsmarkt nicht 
verhältnismäßig ist (vgl., EuGH, 
Beschluss vom 22.9.2020, 



den regionalen — statistischen 
Ämtern zu übermitteln und 
Eurostat diese Daten für die 
Zwecke der Erstellung von 
Statistiken im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 223/2009 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates (23) bereitzustellen. Der 
Zugang der nationalen oder 
regionalen statistischen Ämter zu 
diesen Daten muss angemessenen 
Datenschutzgarantien unterliegen. 
 
Artikel 14 
Überwachung 
 
Jeder Mitgliedstaat benennt eine 
Behörde, die für die Überwachung 
der Durchführung der in dieser 
Verordnung festgelegten 
Verpflichtungen in ihrem 
Hoheitsgebiet verantwortlich ist. 
Diese Behörde erstattet der 
Kommission alle zwei Jahre 
Bericht über die Umsetzung dieser 
Verpflichtungen. 

C‐724/18 - Cali Apartments, Rn. 
72) zu berücksichtigen. Nur so 
kann die Verhältnismäßigkeit 
restriktiver Maßnahmen 
gesichert, können Eingriff und 
Wirkung abgewogen und die 
Wirksamkeit von Maßnahmen 
überprüft werden. Durch die im 
Rahmen der EU-VO umgesetzte 
neue Datentransparenz sollten die 
Bundesländer im KVDG dazu 
aufgefordert werden, ihre lokalen 
Vorschriften entsprechend auf 
ihre Verhältnismäßigkeit zu 
überprüfen. 
 
Monitoring der Bestimmungen 
 
Artikel 14 „Überwachung“ 
(Monitoring) der EU-VO scheint 
bislang im Entwurf zum KVDG 
nicht umgesetzt worden zu sein. 
Der Bundesgesetzgeber muss 
gemäß Artikel 14 EU VO eine 
Behörde benennen, die für die 
Überwachung der Durchführung 
der STR-VO verantwortlich ist. (…) 
Diese Benennung würde aus 
unserer Sicht am besten in den 
neuen § 22a Abs. 5 oder Abs. 6 
DDG passen. Danach könnte 
entweder die Bundesnetzagentur 
als Behörde mit der Überwachung 
beauftragt werden oder spezifisch 
die Koordinierungsstelle für 
digitale Dienste innerhalb der 
Bundesnetzagentur nach § 14 
DDG. 
 

 


